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Antrag 75/I/2025

Jusos

Der/Die Landesparteitag möge beschließen:

Der/Die Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

zurückgestellt

Wohnraum soll mir keiner gönnen -Wohnraum ist mein Recht! Mietendeckel. Jetzt.
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1. Die Einführung eines Mietendeckels in ganz

Deutschland, unter dessen Bedingungen ma-

ximal 10EUR pro Quadratmeter Wohnfläche

in gefragtenWohngegenden erhoben werden

dürfen, dieser Deckel soll an regionalen Ge-

gebenheiten angepasst sein. Die Anwendung

des Mietendeckels soll durch die Landesparla-

mente bei dem Ausrufen von “angespannten

Wohnungslagen” möglich werden. Damit sol-

len die Länder ein weiteres Instrument über

die Mietpreisbremse hinaus bekommen, um

zu hohe Mieten zu verhindern.

2. Als Vorstufe zur Realisierung des obenstehen-

den Mietendeckels soll die Mietpreisbrem-

se verschärft werden. Künftig soll möbliertes

Wohnen nicht von dieser ausgenommen wer-

den, zusätzlich soll eine Miet-Notbremsung

erfolgen und die Mieten so lange eingefro-

ren werden, bis der Mietendeckel etabliert ist.

Dabei soll dieMietpreisbremse entfristet wer-

den.

3. Bund und Länder müssen ihre Investi-

tionen in sozialen Wohnraum erheblich

ausweiten. Genossenschaften, kommuna-

le Wohnungsunternehmen sowie andere

nicht-profitorientierte Träger sollen gezielt

gefördert werden und vor anderen kom-

merziellen Akteuren ein Vorkaufsrecht von

Immobilien und Bauland bekommen. Der

notwendige Ausbau darf nicht privaten In-

vestoren überlassen werden, sondern muss

durch sozialen Wohnungsbau erfolgen, um

möglichen Rückgängen im Neubau durch

eine Mietobergrenze entgegenzuwirken.(

Wohnungsbaugenossenschaften sollen künf-

tig vor anderen kommerziellen Akteuren

ein Vorkaufsrecht erhalten von Immobilien

und Bauland (Bestehende Mieter*innen in

Mietshäusern behalten ihr Erstvorkaufsrecht -

Wohnungsbaugenossenschaften bekommen

entsprechend ein Vorkaufsrecht NACH den

ansässigen Mieter*innen)
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4. Wohnungsbaugenossenschaften, die als so-

genannte “Energiegenossenschaften” klassifi-

ziert sind, sollen weitere steuerliche Vorteile

bekommen.

5. Der Deutsche Wohnungsmarkt sollte sich

am sogenannten “WienerModell” orientieren

und einen Mindestbestand von Wohnungen

in öffentlicher Hand erreichen. Der Mindest-

bestand der Wohnungen in öffentlicher Hand

muss in den Händen von Kommunen, Land

oder Bund sein. Darüber hinaus sollen Kom-

munen gesetzlich verpflichtet werden, quali-

fizierte Mietspiegel zu erstellen und transpa-

rente Mietinformationen bereitzustellen

6. Die Kriterien für die Vergabe von WBS sol-

len überprüft, vereinfacht und an die aktuel-

len Lebensrealitäten angepasst werden, um

mehr Menschen den Zugang zu bezahlbarem

Wohnraum zu ermöglichen.

7. Um bestehende Wohnraumengpässe zu be-

heben, muss das Land Brandenburg mehr so-

zialenWohnraum bauen. Die BLB erweist sich

dabei als ineffizient, weshalb wir eine Reform

der BLB vorschlagen, damit die Aufträge der

BLB schneller an Handwerksunternehmen in

ganz Brandenburg vergeben werden können.

8. Um schneller sozialverträglichen Wohnraum

für Studierende und Auszubildende zu schaf-

fen, fordern wir die Etablierung eines Fast-

Track-Programms, das aus Mittel des Infra-

strukturfonds des Landes Brandenburg ge-

speist wird. Dieses Programm soll dazu füh-

ren, dass bestehende Prozesse gestreamlined

werden und Prozesse bei Planung, Genehmi-

gung und Ausführung optimiert werden. Da-

bei soll auch Wohnraum außerhalb der klas-

sischenModelle des Studierendenwohnheims

oder Azubiwohnheims geschaffen werden.

Begründung

Wohnen ist ein Grundrecht – dennoch erleben wir

seit Jahren eine drastische Verschärfung der La-

ge auf dem Wohnungsmarkt. Gerade in gefragten

Wohngegenden steigen dieMieten rasant,während

Löhne und soziale Sicherungssysteme kaum Schritt

halten können. Besonders junge Menschen, Studie-

rende, Auszubildende sowie Menschen mit gerin-

gem Einkommen sind von dieser Entwicklung mas-

siv betroffen. Die bisherige Mietpreisbremse hat
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sich als zahnloses Instrument erwiesen – zu viele

Ausnahmen, zu wenig Kontrolle, kaumWirkung.

Ein bundesweiter Mietendeckel mit einer klaren

Obergrenze von 10 e/m� in angespannten Wohn-

lagen ist daher ein notwendiger Schritt, um Mie-

ter*innen effektiv zu entlasten und sozialen Ver-

drängungsprozessenentgegenzuwirken. Bis zur Ein-

führung dieses Mietendeckels braucht es eine so-

fortige Miet-Notbremse: Ein Einfrieren der Mieten,

das auch möbliertes Wohnen einbezieht, sowie die

Entfristung und Verschärfung der Mietpreisbremse

sind überfällig.

Darüber hinaus müssen wir den gemeinwohlori-

entiertenWohnungsbau stärken.Wohnungsbauge-

nossenschaften spielendabei eine zentraleRolle: Sie

wirtschaften nicht profitorientiert und sichern lang-

fristig bezahlbaren Wohnraum. Ihnen ein Vorkaufs-

recht gegenüber kommerziellen Akteuren einzuräu-

men – nach dem Erstvorkaufsrecht der Mieter*in-

nen – stärkt die sozialeWohnungsversorgung nach-

haltig. Auch steuerliche Anreize für Genossenschaf-

ten, die zugleich als Energiegenossenschaften agie-

ren, setzenwichtige Impulse für klimagerechtes und

bezahlbaresWohnen.

Das sogenannte Wiener Modell zeigt eindrück-

lich, dass eine starke öffentliche Hand auf dem

Wohnungsmarkt funktioniert. Ein Mindestbestand

an Wohnungen in öffentlicher Hand ist auch in

Deutschland ein erstrebenswertes Ziel – gerade um

langfristig bezahlbare Mieten garantieren zu kön-

nen.

In Brandenburg verschärft sich die Lage zusätzlich:

Der Bedarf an bezahlbaremWohnraum – insbeson-

dere für Studierende und Auszubildende – steigt,

doch der soziale Wohnungsbau kommt nicht hin-

terher. Die BLB (Brandenburgische Landesbetrieb

für Liegenschaften und Bauen) arbeitet ineffizient

– eine Reform ist dringend nötig, damit Aufträge

schneller an regionaleHandwerksbetriebe vergeben

und Projekte zügig realisiert werden können.

Ein gezieltes Fast-Track-Programm zur Schaffung

von sozialverträglichemWohnraum für junge Men-

schen– zusätzlich zu klassischerWohnheimmodelle

– ist essenziell, um dem akuten Mangel zu begeg-

nen. Mit Mitteln aus dem Infrastrukturfonds kann

dieses Programm zügig gestartet und entbürokrati-

siert umgesetzt werden.
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